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Die Fraktion DIE LINKE bittet um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
 
Frage 1: 
Wie will der Kreis sicher stellen, dass die für Mittagessen (Hortkinder / Schulsozialar-
beiter) vorgesehenen 2,8% der Kosten der Unterkunft (KdU) - Erhöhung in der Praxis 
auch vollständig für diesen Zweck verwendet werden? 
 

Frage 2: 
Umsetzung Bildungs- und Teilhabepaket: 
Die kommunalen Spitzenverbände haben den Kommunen empfohlen, alle bisherigen 
Vorarbeiten, die die BA bisher geleistet hat (z. B. Antragsformulare, Musterbescheide 
für Leistungsbewilligung, Flyer, Merkblätter zur Information der Leistungsberechtig-
ten, Gesprächleitfäden für die Servicecenter), zu nutzen. 
Inwieweit folgt der Kreis dieser Empfehlung? 
 

Frage 3: 
Über die Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket ist umfassend und ver-
ständlich zu informieren, damit diese in Anspruch genommen werden können. 
Wie will der Kreis eine persönliche Beratung der Anspruchsberechtigten sicherstel-
len? 
 

Frage 4: 
Inwieweit werden die Wohngeldbehörden angewiesen, im Rahmen ihrer Beratungs-
pflicht die betroffenen Wohngeldberechtigten auf die Möglichkeit der Beantragung 
von Leistungen für Bildung und Teilhabe hinzuweisen und zu informieren? 

 
Frage 5: 
Eigentlich werden die Leistungen des sogenannten Bildungspakets fast ausschließ-
lich nicht als Geldleistung sondern in Form von Gutscheinen gewährt oder direkt mit 
dem Leistungsanbieter abgerechnet. Die Nachzahlung als Geldleistung wird notwen-
dig, da sich das Gesetzgebungsverfahren verzögerte und nicht wie vom Bundesver-
fassungsgericht vorgegeben zum 01.01.2011 in Kraft getreten ist. 
Wie stellt der Kreis sicher, dass freiwerdendes, für die Schulsozialarbeit und Sozial-
arbeit gedachtes Geld, auch genau für diesen Zweck eingesetzt wird? 

 
 
 



Frage 6: 
In Gesetz sind keine Qualitätskriterien für die Anbieter von Bildungs- und Teilhabe-
leistungen vorgegeben. 
a. Nach welchen Kriterien will der Kreis Vereinbarungen mit den Leistungsanbietern 

treffen? 

b. Will sich der Kreis an den vom BMAS erarbeiteten Muster-Vereinbarungen halten 
oder eigene Kriterien entwickeln? 

c. Welche Eignungskriterien müssen von den Leistungsanbietern nachgewiesen 
werden? 

 

Frage 7: 
Wie will der Kreis sicherstellen, dass die Leistungserbringer keine verfassungsfeindli-
chen Ziele verfolgen? 

 
Frage 8: 
Wie viele Menschen haben im Kreis Ansprüche aus dem Bildungs- und Teilhabepa-
ket? 
 

08.05.2011 

 
Manfred. Küter 
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE 

im Kreistag Schleswig - Flensburg 
 



 



 

 


